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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


F Nr. 8. R 


(Nr. 7954) Allerhöchſter Erlaß vom 18. September 1871., betreffend die Organiſation der 
mit der Verwaltung der General-Brandkaſſe zu Kaſſel beauftragten 
General-Brandverſicherungs-Kommiſſion. 


Ai den Bericht vom 13. September d. J. beſtimme Ich in Betreff der Or- 
ganiſation der mit der Verwaltung der General⸗Brandkaſſe zu Kaſſel beauf⸗ 
tragten General⸗Brandverſicherungs⸗Kommiſſion, nach Anhörung des Kom⸗ 
munallandtages des Regierungsbezirks Kaſſel, was folgt: 

1) Die General-Brandverſicherungs⸗Kommiſſion ſoll wie bisher aus einem 
Vorſitzenden und vier Mitgliedern beſtehen, welche ſämmtlich ihre Funk— 
tionen als Nebenämter wahrnehmen. 

2) Für die Stellen von zwei Mitgliedern ſteht dem Kommunallandtage 
des Regierungsbezirks Kaſſel das Recht zu, ſo oft dieſelben erledigt 
werden, geeignete Perſonen aus der Zahl der Intereſſenten der Brand⸗ 
verſicherungs⸗Anſtalt zu wählen. 

3) Tritt die Erledigung einer Stelle in der Zeit ein, wo der Kommunal. 
landtag nicht verſammelt iſt, fo hat bis zum Zuſammentritt deſſelben 
der ſtändiſche Verwaltungsausſchuß eine geeignete Perſon für die einſt⸗ 
weilige Wahrnehmung der Stelle 92 wählen. 

4) Die Beſtätigung der gewählten Mitglieder, ſowie die Ernennung des 
Vorſitzenden und der beiden übrigen Mitglieder erfolgt durch den Mi⸗ 
niſter des Innern. 

5) Hinſichtlich der von dem Vorſitzenden und den Mitgliedern der General- 

randverſicherungs Kommiſſion zu beziehenden Gehälter behält es bei 
den bisherigen Beſtimmungen ſein Bewenden. 

6) Die über die Verwaltung der Anſtalt zu erſtattenden Jahresberichte ſind 
dem Kommunallandtage bei ſeinem jedesmaligen Zuſammentreten zur 
Kenntnißnahme mitzutheilen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Baden-Baden, den 18. September 1871. a 
Wilhelm. 


f f Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. cr 
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Ausgegeben zu Berlin den 16. Februar 1872. 
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(Jr. 7955.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. Januar 1872., betreffend die Genehmigung zur 
Forterhebung der Durchlaßabgabe zu Marienburg auf weitere fünf Jahre. 


Au Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 19. Januar d. J. genehmige Ich 
hiermit, daß der Stadt Marienburg die Forterhebung der durch den Tarif vom 
26. November 1866. bewilligten Durchlaßabgabe auf weitere fünf Jahre geſtattet 
werde. Der hebeberechtigten Gemeinde iſt jedoch ausdrücklich zu eröffnen, daß 
der Wegfall der gedachten Abgabe nach Ablauf des Jahres 1876. unter allen 
Umſtänden einzutreten hat. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 24. Januar 1872. 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 7956.) Statut für die Genoſſenſchaft zur Melioration der Crempau⸗Niederung im 
Kreiſe Steinburg. Vom 27. Januar 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen auf Grund der Verordnung vom 28. Mai 1867. (Geſetz⸗Samml. 
S. 769.), nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


§. 1. 5 

Die Beſitzer derjenigen Aecker, Wieſen und niedrigen kultivirten Moore, 
welche nördlich des Fußes der Geeſt bei Hohenfelde, weſtlich des Hahlenbroocker 
Staudammes, des Fußes der Geeſt bei Hahlenbroock und der Waſſerſcheide mit 
Breitenburg, ſüdlich des hohen Königmoors und des Wiſchdeichs, endlich öſtlich 
des Weges zwiſchen Muchelndorf und Rethwiſch belegen ſind, werden unter 
dem Namen 

„Genoſſenſchaft zur Melioration der Crempau-Niederung“ 

zu einem Verbande vereinigt, um den Ertrag ihrer Gründe durch Entwäſſerung 
zu verbeſſern. Der Verband hat Korporationsrechte und ſeinen Gerichtsſtand 
im Bezirke des Amtsgerichts zu Crempe. 


$. 2. 

Dem Verbande liegt es ob, die Entwäſſerungsanlagen nach dem generellen 
Meliorationsplane des vormaligen Deichinſpektors von Chriſtenſen vom Jahre 
1869., ſowie derſelbe nach weiterer ſpezieller Bearbeitung demnächſt in den 155 

E 5 
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techniſchen Inſtanzen feftgeftellt werden wird, auszuführen und die gemeinſchaft⸗ 
lichen Entwäſſerungswerke zu unterhalten, ſoweit hierzu nicht bereits andere In⸗ 
tereſſentſchaften oder Private verpflichtet find. 

Sollte es ſpäter etwa erforderlich werden, noch andere Arbeiten im In⸗ 
tereſſe der Entwäſſerung zur Ausführung zu bringen, ſo ſind auch dieſe Arbeiten 
auf Koſten des Verbandes herzuſtellen, wenn felbige die Zuſtimmung der Mehr⸗ 
zahl der Intereſſenten gefunden und höheren Orts genehmigt ſind. 

Die künftige Räumung und Inſtandhaltung der unteren Crempau von 
Steinburg bis zu der Einmündung in die Stör, der Bau und die Unterhaltung 
der Borsflether Verlatſchleuſe und des Divingers bei Crempe verbleiben den 
Intereſſentſchaften und Privaten, die hierzu bisher verpflichtet ſind. 

Auch für die obere Crempau von Steinburg bis zum Hahlenbroocker 
Paßſiel ſind diejenigen Auſchläge, welche unverändert bleiben, nach wie vor von 
den bisher Pflichtigen zu unterhalten; für diejenigen Auſtrecken und Durchſtiche 
dagegen, welche bei Ausführung des Projekts neu angelegt oder weſentlich ver- 
ändert werden, fällt die Anlegung ſowohl als die Unterhaltung der Genoſſen⸗ 
ſchaft zu. 8 3 f 


Jedes Verbandsmitglied iſt verpflichtet, dem Verbande von ſeinen Grund— 
ſtücken diejenigen Flächen, welche zur Ausführung des Meliorationsplans erfor⸗ 
derlich ſind, inſoweit ohne Entſchädigung abzutreten, als dieſelben bereits als 
Waſſerlauf oder als Scheidegraben beſtanden haben. Streitigkeiten hierüber 
werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden. Außerdem 
wird dem Verbande für alle zur vollſtändigen Ausführung des Meliorations- 

plans und der damit in Verbindung ſtehenden Anlagen, ſowie für den etwa 

1 1. werdenden Austauſch von Grundſtücken durch Verſchiebung der Grenzen 

das Expropriationsrecht verliehen. Die Feſtſtellung der Entſchädigungen erfolgt 

im Mangel der Einigung nach Vorſchrift des Patents vom 28. Oktober 1811., 

betreffend die Ueberlarfung eines Grundſtücks zum öffentlichen Gebrauch, und der 

Verordnung vom 20. November 1811. wegen Ernennung beſtändiger Taxatoren. 
§. 4. | 

Die Koſten der Ausführung des Meliorationsplans und der etwaigen 
ferneren Anlagen, ſowie die Unterhaltungskoſten, inſoweit dieſe der Genoſſen⸗ 
ſchaft obliegen, werden von den Genoſſen des Verbandes durch Geldbeiträge 
nach Maßgabe eines Kataſters aufgebracht. — In dieſem Kataſter ſind die be— 
theiligten Grundſtücke nach Verhältniß des durch die Melioration abzuwendenden 
Schadens und herbeizuführenden Vortheils in vier Klaſſen zu theilen, von denen 

f Klaſſe 5 pro Morgen + Sgr. 
Elfe: en e ee, 
r e 
als einfachen Beitrag zahlt. 
Die Aufſtellung des Kataſters erfolgt durch zwei von der Regierung zu 


Schleswig zu ernennende Boniteure, unter Leitung im Königlichen e 
(Fr. 7956.) 19 * ie 


ri 
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Die Boniteure haben vor Anfang des Geſchäfts ſich über einen Obmann zu 
einigen, welcher alle zwiſchen ihnen entſtehenden Meinungsverſchiedenheiten zu 
entſcheiden hat, dabei aber nicht über die Grenzen der Schätzungen der Boni⸗ 
teure hinausgehen darf. Vom Vorſtande ($. 5.) werden vier Auskunftsperſonen, 
je einer aus Rethwiſch, aus der Mühlenkommune, aus Hohenfelde ⸗Nieder⸗ 
reihe und aus Hahlenbroock ernannt, von welchen bei der Bonitirung jedes Mal 
der in dem betreffenden Bezirk anſäſſige Auskunftsmann zuzuziehen iſt. 

Das Kataſter iſt bei dem Gemeindevorſteher in Hohenfelde vier Wochen 
offen zu legen. Beſchwerden gegen das Kataſter müſſen ſpäteſtens innerhalb 
vier Wochen nach beendigter Auslegung bei dem Kommiſſarius angebracht werden. 
Die Zeit der Offenlegung iſt vorgängig durch das Kreisblatt des Steinburger 
Kreiſes und außerdem in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. Der Kom⸗ 
miſſarius hat die Beſchwerden unter Zuziehung des Beſchwerdeführers, eines Mit- 
gliedes des Vorſtandes und geeigneter Sachverſtändiger zu unterſuchen. Letztere 
werden von der Regierung ernannt. Mit dem Reſultate der Unterſuchung wer⸗ 


den die Beſchwerdeführer und das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht. Sind 


beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemäß 
berichtigt, anderenfalls werden die Akten der Regierung zur Entſcheidung einge— 
reicht. Binnen vier Wochen nach Bekanntmachung der Regierungsentſcheidung 
iſt Rekurs an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zuläſſig. 
Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten den Beſchwerdeführer. — 
Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung ausgefertigt und dem Ver⸗ 
bandsvorſtande zugefertigt. Auf Grund des Kataſters werden die Heberollen 
aufgeſtellt. Um die Koſten der Vermeſſung zu vermeiden, ſoll das definitive 
Kataſter erſt dann aufgeſtellt werden, wenn die Reſultate der gegenwärtig noch 
nicht beendigten Grundſteuervermeſſung vorliegen werden. Bis dahin ſollen die 
Beiträge vorbehaltlich ſpäterer Ausgleichung auf Grund eines vorläufigen Ka⸗ 
taſters erhoben werden, welches von dem Verbandsvorſtande nach vorgängiger 
Einſchätzung der betheiligten Grundſtücke nach Landinhalt und Kataſterklaſſe auf- 
zuſtellen und der Regierung zu Schleswig zur Genehmigung vorzulegen iſt. Nach 
dieſem vorläufigen Kataſter werden die Beiträge bis zur Feſtſtellung des defini⸗ 
tiven Kataſters erhoben und nach Eintritt dieſes Zeitpunktes die nach dem 
definitiven Kataſter zu viel oder zu wenig gezahlten Beiträge zurückgezahlt reſp. 
nachträglich erhoben. 


5. 5. 


An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht der Verbandsdirektor. Der 
jedesmalige Kirchſpielsvogt in Crempe fungirt einſtweilen als Verbandsdirektor 
jedoch bleibt es der Regierung in Schleswig vorbehalten, dies Verhältniß auf⸗ 
zuheben und anſtatt deſſen die Wahl des Verbandsdirektors durch die Intereſſen⸗ 


ten vorzuſchreiben, welche alsdann nach den Beſtimmungen des H. 6. zu erfolgen 


hat. Der Verbandsdirektor führt die Verwaltung nach den Beſtimmungen 
dieſes Statuts und den Beſchlüſſen des Vorſtandes reſp. der Intereſſentſchaft, 
vertritt die Genoſſenſchaft in allen Angelegenheiten, auch dritten Perſonen und 
Behörden gegenüber, in und außer Gericht. Außerdem hat er die laufende Kor- 
reſpondenz für die Genoſſenſchaft zu führen, die Hebeliſten anzulegen ga; 

ei⸗ 


* 
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Beiträge auszuſchreiben. Dem Sozietätsdirektor wird ein Vorſtand von vier 
durch die Genoſſenſchaft gewählten Mitgliedern, von denen mindeſtens eins in 
Rethwiſch und eins in Hohenfelde -Niederreihe wohnen muß, beigeordnet, welcher 
a) unter Vorſitz des Direktors nach Stimmenmehrheit bindende Beſchlüſſe 

für die Sozietät zu faſſen, den Direktor in ſeiner Geſchäftsführung zu 
unterſtützen und das Beſte der Genoſſenſchaft überall wahrzunehmen, 

b) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den feſtgeſtellten 

Plänen zu veranlaſſen und dieſelben zu beauffichtigen, 

e) die Urkunden der Genoſſenſchaft zu unterzeichnen hat. 

Der Verbandsdirektor kann ſich durch ein von ihm zu beſtimmendes Vor- 
ſtandsmitglied vertreten laſſen. In Behinderungsfällen der übrigen Vorſtands⸗ 
mitglieder treten die von der Genoſſenſchaft gewählten Stellvertreter derſelben 
ein. Zur Verbindlichkeit eines Vorſtandsbeſchluſſes iſt die Theilnahme des Ver- 
bandsdirektors oder ſeines Stellvertreters und mindeſtens zweier Vorſtandsmit⸗ 

lieder oder ihrer Stellvertreter erforderlich. Bei Stimmengleichheit giebt die 
timme des Verbandsdirektors oder ſeines Stellvertreters den Ausſchlag. 

Die Ausführung der Beſchlüſſe ſteht dem Verbandsdirektor zu. 

Der Vorſtand wählt bei jeder regelmäßigen Wahl von Vorſtandsmit⸗ 
gliedern aus ſeiner Mitte einen Kaſſirer auf drei Jahre, welcher die Beiträge 
einzuziehen, die Zahlungen nach den jedesmal von mindeſtens zwei Vorſtands⸗ 
mitgliedern zu unterſchreibenden Ausgabeorders zu leiſten und die ſonſtige Kaſſen⸗ 
e führen hat. 

Der Vorſtand kann in wichtigen Angelegenheiten die erforderlichen Beſchlüſſe 
durch die Verſammlung der Intereſſenten faſſen laſſen. — Sowohl der Direktor 
als die Vorſtandsmitglieder verwalten ihr Amt unentgeltlich, doch ſoll denſelben 
aus der Kaſſe der Genoſſenſchaft eine Entſchädigung für Fuhrkoſten, ſowie für 
ſonſtige baare Auslagen gewährt werden, welche nach Anhörung der Intereſſen⸗ 
tenverſammlung von der Regierung zu Schleswig feſtzuſtellen iſt. 


$. 6. 

Die Wahl der Vorſtandsmitglieder und ihrer Stellvertreter erfolgt in 
einer zu dem Ende zu berufenden Verſammlung der ſämmtlichen Intereſſenten. 
Stimmberechtigt iſt jeder Intereſſent, welcher mindeſtens 3 Cremper Marſch⸗ 
morgen in der Genoſſenſchaft beſitzt; diejenigen, welche 5 Morgen oder mehr 
beſitzen, haben zwei Stimmen. 

Die Wahl geſchieht nach abſoluter Stimmenmehrheit der Erſchienenen auf 
die Dauer von ſechs Jahren; alle drei Jahre gehen zwei Mitglieder des Vor- 
ſtandes ab; das erſte Mal beſtimmt das Loos diejenigen Mitglieder, welche ab⸗ 
gehen ſollen, die Ausſcheidenden ſind ſofort wieder wählbar, können indeß die 
Wahl für die nächften ſechs Jahre ablehnen. Der Verbands direktor iſt Wahl. 
kommiſſar und ſtellt die Wahlliſten feſt, die Prüfung der Wahlen ſteht dem 
Vorſtande zu. Im Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der 
Verpflichtung zur Annahme der Wahlen die Vorſchriften über Gemeindewahlen 
analogiſch anzuwenden. — Die Wahl des Verbandsdirektors, ſofern fie verfügt 
werden ſollte ($. 5.), erfolgt in derſelben Weiſe, wie diejenige der e 

(Nr. 7956.) glieder 
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glieder gleichfalls auf die Dauer von ſechs Jahren. Der die bezügliche Wahl⸗ 
verhandlung leitende Wahlkommiſſar iſt von der Regierung zu Schleswig zu 
ernennen. Bei der regelmäßigen Wahl der Vorſtandsmitglieder werden zugleich 


A 


1 


zwei Rechnungsreviſoren auf drei Jahre gewählt. Am Schluſſe jedes Jahres legt 


der Vorſtand die Rechnung für das abgewichene Jahr auf vier Wochen bei 


dem Gemeindevorſteher in Hohenfelde aus und ſodann den Reviſoren vor, welche 


dieſelbe binnen ferneren vier Wochen zu prüfen und ihre etwaigen Ausſtellungen 
dem Vorſtande zur Erledigung mitzutheilen haben. Erfolgt dieſelbe nicht, ſo 
ſteht es den Reviſoren frei, hen Ausſtellungen im Wege der Beſchwerde bei 
den Aufſichtsbehörden oder durch Anrufung des Schiedsgerichts (§. 9.) Geltung 
zu verſchaffen. 

8 


Sämmtliche Entwäſſerungswerke, mit Ausnahme der unterhalb des Stein⸗ 
burger ſ. g. Dückers liegenden Auſtrecke, deren Beſteck und Beaufſichtigung ohne⸗ 
hin ſchon regulirt ſind, ſtehen unter der Aufſicht und Schauung des Vorſtandes 
Die Hauptſchauung erfolgt Ende Juli. Außerdem finden noch zwei Schauungen, 
eine in der erſten Hälfte des Mai, die andere Mitte Oktober ſtatt. Die 
Hauptſchauung wird vom ganzen Vorſtande, die beiden anderen Schauungen 
werden durch zwei Vorſtandsmitglieder, und zwar eines der älteren und eines der 


jüngeren Mitglieder im Amte vorgenommen. Bei unterlaffener oder mangelhafter 


Aue⸗ und Stromreinigung, ſowie bei unterlaſſener Wiederherſtellung anderer mit 
der Entwäſſerung in Verbindung ſtehender Anlagen erkennt die Schaukommiſſion 
Ordnungsſtrafen bis zu 3 Thaler, welche in die Verbandskaſſe fallen. Iſt dem 
Mangel bei der 8 Tage ſpäter ſtattfindenden Nachſchauung nicht abgeholfen, 
ſo hat der Vorſtand die betreffenden Arbeiten auf Koſten des Säumigen vor⸗ 
nehmen zu laſſen. — Hinſichtlich der Schauung für die untere Crempau, von 
Steinburg bis zur Stör, verbleibt es bei dem bisher üblichen Verfahren. 


F. 8. 


Die Höhe des Paßpfahls bei Steinburg ſoll unter Aufrechthaltung der 
Beſtimmungen des Vergleichs vom 3. Juni 1785. einer Reviſion unterzogen 
werden, und hat der Vorſtand darauf zu achten, daß die den Paßpfahl und den 
Waſſerſtand in der unteren Crempau betreffenden Beſtimmungen genau inne 
gehalten werden. 

$. 9. 


Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten und anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten entſtehen, gehören 
zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle anderen, die 
gemeinſamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung 
eines oder mehrerer Intereſſenten betreffenden Beſchwerden von dem Vorſtande 
unterſucht und entſchieden, ſoweit nicht in Betreff des Entſchädigungsverfahrens 
im H. 3. etwas Anderes vorgeſchrieben iſt. 

Gegen 
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Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 
Beſcheides an gerechnet, bei dem Verbandsdirektor angemeldet werden muß. Das 
Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern und entſcheidet nach Stimmenmehr⸗ 
en in weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt 
ie Koſten. 

5 Das Schiedsgericht wird für jeden Fall ſo gebildet, daß der Vorſtand 
einen Schiedsrichter, der oder die betheiligten Rekurrenten einen Schiedsrichter 
wählen und daß beide Schiedsrichter den Obmann beſtimmen „welcher den Vorſitz 
führt. Zu Mitgliedern des Schiedsgerichts können nur großjährige, verfügungs⸗ 
fähige unbeſcholtene Männer gewählt werden, die nicht zum Verbande gehören. 

enn von dem oder den betheiligten Rekurrenten nicht binnen vier Wochen vom 

Tage des Abganges der ſchriftlichen Aufforderung des Vorſtandes dieſem ein 
geeigneter Schiedsrichter namhaft gemacht wird, ſo erfolgt die Wahl deſſelben 
durch den Landrath des Steinburger Kreiſes. Wenn von mehreren Rekurrenten 
einzelne ſich der Wahl enthalten, ſo ſind ſie an die Wahl der übrigen gebunden. 


06 F110. 


Der Verband iſt dem Oberaufſichtsrecht des Staates unterworfen. Dieſes 

Recht wird von dem Kreislandrathe, der Regierung in Schleswig als Landes⸗ 

polizeibehörde und in höherer Inſtanz von dem Minifter für die landwirthſchaft⸗ 

lichen Angelegenheiten gehandhabt nach Maßgabe dieſes Statuts und im Uebri- 

den in dem Umfange und mit den Befugniffen, welche geſetzlich den Auffichts- 
ehörden der Gemeinden zuſtehen. 


F. 11. 


Abänderungen dieſes Statuts können nur mit landesherrlicher Geneh⸗ 
migung erfolgen. 


. Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 


Gegeben Berlin, den 27. Januar 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr, 7956-7957.) (Nr. 7957.) 


) zu 


— 148 — 


(Nr. 7957.) Bekanntmachung, betreffend die der Nord-Brabant⸗Deutſchen Eiſenbahnge⸗ 
fellſchaft ertheilte landesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betriebe einer 
Eiſenbahn von der Preußiſch⸗Holländiſchen Grenze bei Gennep nach Cleve 
und über Goch und Kanten nach Weſel. Vom 5. Februar 1872. 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Konzeſſions⸗Urkunde vom 
14. Januar d. J. der Nord⸗Brabant⸗Deutſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu Rotter⸗ 
dam den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von der Preußiſch⸗Holländiſchen 
Grenze bei Gennep nach Cleve und über Goch und Kanten nach Weſel unter 
gleichzeitiger Verleihung des Expropriationsrechts zu geſtatten geruht. 

Die gedachte Allerhöchſte Urkunde gelangt durch das Amtsblatt der König⸗ 
lichen Regierung in Düſſeldorf zur Veröffentlichung. 


Berlin, den 5. Februar 1872. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Weishaupt. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


